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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Partei-Putsch gegen Mbeki 

SÜDAFRIKAS STAATSPRÄSIDENT KÜNDIGT SEINEN RÜCKTRITT AN 

Seinen größten außenpolitischen Erfolg 

hat Südafrikas Staatspräsident Thabo 

Mbeki gerade verbucht, da kommt aus 

dem eigenen Land das politische Aus: Nur 

eine Woche nach der von ihm vermittelten 

Unterzeichnung eines Vertrags zur Macht-

teilung im Nachbarland Simbabwe wird 

Südafrikas Staatspräsident von der eige-

nen Partei zum Rücktritt gezwungen. Da-

mit unterliegt Thabo Mbeki nun endgültig 

seinem größten innerparteilichen Rivalen, 

Jacob Zuma. 

Neun Jahre nach Amtsantritt und rund sie-

ben Monate vor den nächsten Wahlen hat 

Mbeki am Sonntag offiziell seinen Rück-

trittsgesuch eingereicht. In einer anschlie-

ßenden Fernsehansprache zog der 66-

Jährige die Konsequenzen aus den Vorwür-

fen, er habe ein Korruptionsverfahren gegen 

Jacob Zuma initiiert und somit die Justiz des 

Landes für politische Zwecke missbraucht. 

Der monatelange Machtkampf innerhalb der 

Regierunsgpartei, dem African National 

Congress (ANC), hat somit seinen Höhe-

punkt erreicht – und  Thabo Mbeki hat drei 

Jahre nach seiner Entscheidung, Jacob Zu-

ma als Vizepräsidenten Südafrikas abzuset-

zen, die „Retourkutsche“ bekommen. Die 

erste Runde im persönlichen Machtkampf 

Mbeki gegen Zuma hatte der Präsident im 

Jahr 2005 noch gewonnen, die entscheiden-

de Runde geht jetzt zugunsten seines größ-

ten Rivalen aus. 

Bereits am Samstag hatte das National Exe-

cutive Committee (NEC) der Partei den Prä-

sidenten aufgefordert, sein Amt niederzule-

gen – diesem Wunsch wolle er nun nach-

kommen, sagte Mbeki dem  Millionenpubli-

kum vor den Fernsehern. Statt sich bei ei-

nem Uno-Auftritt in New York als Friedens-

stifter in Simbabwe feiern zu lassen, begann 

Mbeki in Pretoria damit, seinen Schreibtisch 

zu räumen.  

Formell soll der Rücktritt am Donnerstag in 

Kraft treten. Mbekis Nachfolge steht noch 

nicht endgültig fest, der ANC scheint sich 

aber auf Kgalema Motlanthe als Übergangs-

präsidenten geeinigt zu haben. Die Partei-

Vizepräsident soll jetzt Ruhe in den ANC 

bringen und einen Bruch in der Regierungs-

partei vermeiden. Bei den Wahlen im April 

2009 soll dann erwartungsgemäß Zuma – 

der nicht Mitglied des Parlaments ist und 

demnach auch nicht als Übergangspräsident 

vereidigt werden kann – zum neuen Staats-

präsidenten gewählt werden.  

Auslöser 

Auslöser für die Rücktrittsforderung des 

NEC war eine aufsehenerregende Gerichts-

entscheidung, die Richter Chris Nicholson 

acht Tage zuvor in Pietermaritsburg ver-

kündet hatte: Der Prozess gegen Mbekis 

erbittertsten Gegner Jacob Zuma sei wegen 

eines Verfahrensfehlers einzustellen. Die 

Anklage gegen Zuma wegen Korruption, Be-

trug, Geldwäsche und Steuerhinterziehung 

sei nicht zulässig. Zwar wolle er damit keine 

Aussage über Schuld oder Unschuld des Be-

klagten machen, so der Richter, doch Ni-

cholsons Begründung war eindeutig: 

Staatspräsident Mbeki, heißt es in dem Ur-

teil, habe die Justizbehörden massiv unter 

Druck gesetzt, um seinen Rivalen vor Ge-

richt zu bringen und einen politischen 

Machtkampf für sich zu entscheiden. Schon 

2005 war ein Prozess gegen Zuma wegen 

eines Verfahrensfehlers eingestellt worden. 

Zumas Anhänger, die jeden Gerichtsauftritts 

ihres Idols nicht nur auf den Straßen in Pie-
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termaritsburg, sondern auch in Johannes-

burg und allen anderen Metropolen des 

Landes mit Demonstrationen begleitet hat-

ten, jubelten – und sangen lauter denn je 

Zumas Kampflied „Bringt mir mein Maschi-

nengewehr".  

Den Vorwurf, er habe eine politische Ver-

schwörung angezettelt, um seinen Konkur-

renten loszuwerden, hat Mbeki selbst immer 

wieder von sich gewiesen. Auch am Sonn-

tagabend ließ er sein Publikum wissen, dass 

er sich zu keiner Zeit in die Arbeit der Nati-

onal Prosecuting Authority (NPA) einge-

mischt habe. „Ich möchte noch einmal be-

tonen, dass ich dies niemals getan habe. 

Ich habe nie das Recht der National Prose-

cuting Authority zu entscheiden, wen sie 

strafrechtlich verfolgen will oder nicht, be-

einträchtigt“, so Mbeki. Bereits am Montag 

reichte er eine Beschwerde beim Verfas-

sungsgericht ein. Die Gerichtsschlacht Zuma 

gegen Mbeki könnte also eine weitere Fort-

setzung finden.   

Rückblick 

Nach dem Ende der Ära Nelson Mandelas, 

der im Post-Apartheid Südafrika vor allem 

für Versöhnung und Wiedergutmachung 

stand, galt Thabo Mbeki als Hoffnungsträger 

eines neuen Südafrikas. Er sollte nicht nur 

die Wirtschaft voranbringen, sondern 

gleichzeitig das ehemals isolierte Südafrika 

als Motor der „African Renaissance“ auf dem 

Kontinent etablieren. Bei den Wahlen 2004 

eroberte der ANC unter Mbekis Führung fast 

70 Prozent der Stimmen. Doch sein von vie-

len Südafrikanern als kühl und arrogant 

empfundener Regierungsstil hatte Mbeki 

immer wieder Kritik auch innerhalb der Par-

tei eingebracht. In seiner „Abschiedsrede“ 

am Sonntag verwies Mbeki zwar einerseits 

auf die wirtschaftlichen Erfolge seiner Amts-

zeit, gestand aber gleichzeitig ein, dass der 

Großteil der Südafrikaner von diesen Erfol-

gen bislang nicht profitiert habe.  

Und genau diesen Aspekt hatte Zuma in den 

vergangenen Monaten für sich nutzen kön-

nen. Für seine Anhänger verkörpert der 

linkspopulistische Zuma, der vor allem der 

armen Bevölkerung immer wieder große 

Versprechungen macht, die Hoffnung auf 

eine sozialere Politik im Gegensatz zur emp-

fundenen Wirtschaftsnähe Mbekis.  

Eine schwere Niederlage im innerparteili-

chen Kampf gegen Zuma hatte Mbeki dann 

im November 2007 erlitten. Beim Parteitag 

in Polokwane konnte sein Konkurrent den 

Parteivorsitz übernehmen – und Mbeki 

stand zum ersten Mal als Verlierer da. Seit-

dem sind zwei Machtzentren in Südafrika 

entstanden, die den politischen Prozess des 

Landes lähmen: Im Luthuli Haus in Johan-

nesburg, der Parteizentrale des ANC, wurde 

der Sturz des Präsidenten vorbereitet, wäh-

rend in den Union Buildings in Pretoria die 

letzte politische Stunde des Thabo Mbeki 

schlug. In dem Vorgehen des NEC hat sich 

nun abermals gezeigt, dass sich die Partei 

als das strategisch-politische Zentrum ver-

steht, das berechtigt ist, Regierungsmitglie-

dern Weisungen zu erteilen und die politi-

sche Zukunft des Landes zu bestimmen.  

Probleme 

Die Geschehnisse vom vergangenen Sonn-

tag sind demnach nicht als geordnete Ablö-

sung eines demokratisch gewählten Präsi-

denten zu verstehen, sondern eher als eine 

Palastrevolution innerhalb des ANC. Weni-

ger politische Inhalte, sondern der Macht-

kampf zwischen dem Präsidenten und sei-

nem ärgsten Widersacher standen seit 2005 

im Mittelpunkt der südafrikanischen Politik. 

Der Vorsitzende der Inkatha Freedom Party 

(IFP), Prinz Mangosuthu Buthelezi, sprach 

daher nach der  NEC-Entscheidung am 

Samstag von Südafrikas größter Herausfor-

derung seit dem Ende der Apartheid. „Die 

Entscheidung des ANC hat ernsthafte Kon-

sequenzen für die politische und ökonomi-

sche Stabilität des Landes“, so Buthelezi. 

Auch Erzbischof und Friedensnobelpreisträ-

ger Desmond Tutu zeigte sich „zutiefst be-

unruhigt“ über die Entscheidung des NEC, 

die er als politische Abrechnung bezeichne-

te. Der Weg der Vergeltung führe zu einer 

„Bananenrepublik“, so Tutu.   

Die alles entscheidende Frage ist nun, wer 

mit Mbeki zurücktreten wird und wer bleibt. 

Bereits kurz nach der Fernsehansprache des 

Präsidenten kamen Spekulationen auf, dass 

einige Minister Mbekis Beispiel folgen und 



 3 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

AUSLANDSBÜRO SÜDAFRIKA 

 

JULIA WEBER 

 

23. September 2008 

 

www.kas.de 

www.kas.org.za 

 

 

zurücktreten würden. Minister im Präsidial-

amt Essop Pahad kündigte bereits am Mon-

tag seinen eigenen Rücktritt an, ebenso der 

Minister für Wissenschaft und Technologie, 

Mosibudi Mangena. Ob andere einflussreiche 

ANC-Politiker dem Beispiel folgen, ist noch 

unklar. Finanzminister Trevor Manuel bei-

spielsweise, der wie kein anderer für Südaf-

rikas wirtschaftlichen Aufschwung steht, soll 

ersten Angaben zufolge auch unter einem 

neuen Präsidenten die ökonomischen Ge-

schicke des Landes weiter führen.  

Chancen und Ausblick 

Die Reaktionen auf Mbekis Rücktritt sind 

derweil geteilt: Während einige Parteimit-

glieder des ANC die Entscheidung, Mbeki 

zum Rücktritt zu zwingen, als historische 

Chance für einen Neuanfang sehen, fürch-

ten andere eine nationale Krise. Thabo 

Mbekis Bruder Moeletsi Mbeki, sonst selbst 

scharfer Kritiker der Politik seines Bruders, 

stellte sich gegen die Entscheidung des 

NEC: Sie liefere das beste „Rezept für einen 

Bürgerkrieg“ in Südafrika. Und tatsächlich 

scheint die ohnehin schon gewalttätige 

Stimmung im Land durch die jüngsten Ent-

wicklungen noch brisanter zu werden.  

Seit Monaten ist die politische Sprache in 

Südafrika von extremer Brutalität geprägt. 

Drohungen der Youth League, wenn nötig 

für Jacob Zuma „zu töten“, oder Zumas ei-

gene Aussage, Mbekis Regierung sei wie 

eine „tote Schlange“, tragen zur explosiven 

Stimmung bei. Erinnerungen an die gewalt-

tätigen 90er Jahre, in denen in Südafrika 

teils bürgerkriegsähnliche Zustände 

herrschten, wurden schon im Mai wach:  Die 

Übergriffe auf Ausländer in den Townships 

forderten mehr als 60 Tote und lösten eine 

Flüchtlingwelle aus.  

Das Ende des Machtkampfes innerhalb des 

ANC könnte daher einerseits Ruhe in die 

Partei bringen und für einen gemäßigteren 

Ton in der Politik sorgen.  Auch die Bewe-

gungslosigkeit der vergangenen Monate in 

Bezug auf die dringendsten Probleme des 

Landes – Kriminalität, Armut und steigende 

Inflationsrate – könnte überwunden werden.  

Andererseits ist auch eine Spaltung des ANC 

nach den jüngsten Entwicklungen möglich. 

Obwohl Mbeki in seiner Ansprache am 

Sonntag darauf hinwies, dass er bereits seit 

52 Jahren Mitglied des ANC sei und sich an 

seiner Mitgliedschaft in der ehemaligen Be-

freiungsbewegung nichts ändern würde, ist 

ein Bruch innerhalb der Regierungspartei 

nicht mehr auszuschließen. Die grundsätzli-

che Bereitschaft des Mbeki-Flügels, den all-

mächtigen ANC zu verlassen und eine neue 

Partei zu gründen, birgt ganz neue Perspek-

tiven für Südafrika.  

Der ANC hat seinen Parteibildungsprozess 

bislang immer nur zaghaft vorangetrieben 

und ist eher eine Befreiungsbewegung mit 

einer „catch all“-Strategie. Gemeinsam mit 

der South African Communist Party (SACP) 

und dem dominanten Gewerkschaftsver-

band Congress of South African Trade Uni-

ons (COSATU) bildet der ANC die Tripartite 

Alliance. Diese Zusammensetzung der Re-

gierungspartei prägt das Verständnis von 

der politischen Gestaltungsaufgabe des ANC 

maßgeblich. Während Mbekis Regierung für 

Realpolitik stand, hat der pragmatisch linke 

und populistische Flügel der Partei die Rolle 

der Opposition übernommen.  

Die Entstehung eines neuen Akteurs hätte 

daher nicht nur weitreichende Folgen für 

das südafrikanische Parteiensystem, son-

dern auch für die weitere Entwicklung des 

Outreach-Landes. Sollte die realpolitische 

Mbeki-Fraktion tatsächlich den ANC verlas-

sen, könnte eine neue Opposition außerhalb 

des ANC entstehen. Den bisherigen Opposi-

tionsparteien ist es bisher nicht gelungen, 

enttäuschte ANC-Wähler auf ihre Seite zu 

ziehen und an sich zu binden.  

Eine Abspaltung des Mbeki-Flügels will der 

ANC daher auch unbedingt verhindern. 

Dringendste Aufgabe sei es nun, so betonte 

ANC-Generalsekretär Gwede Mantashe, die 

„tiefen Gräben in der Partei“ wieder zu 

schließen. Nach den erbitterten Kämpfen 

der vergangenen Monate wird es aber eine 

schwierige Aufgabe, die Partei zu einen. Die 

langfristigen Folgen der Entscheidung des 

NEC, Mbeki zum Rücktritt zu zwingen, sind 

daher noch nicht engültig abzusehen. Zu-

mindest zwei Optionen bleiben offen: Eine 
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neue Oppositionspartei ist nicht mehr un-

wahrscheinlich – eine neue Welle der Gewalt 

ist allerdings ebenfalls nicht auszuschließen.  

 


